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Liebe Leserinnen und Leser

diese Ausgabe des TIPP befasst sich mit dem Themenschwerpunkt „Inklusion“. 
Weltweit gibt es mehr als eine Milliarde Menschen mit einer Behinderung. In Deutsch-
land sind es etwa 9,6 Millionen. Dies entspricht gut 11,7 Prozent aller Bürgerinnen 
und Bürger. 7,1 Millionen gelten als schwerbehindert; 2,5 Millionen leben mit einer 
leichteren Behinderung. Das Hessische Statistische Landesamt beziffert die Anzahl der 
Menschen mit Behinderungen in Hessen auf insgesamt 590.000. 

Die Vereinten Nationen verabschiedeten im Jahr 2008 das „Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen“ – auch Behindertenrechtskonvention oder 
kurz -  UN-BRK genannt. Deutschland ratifizierte diese Konvention im Februar 2009 und 
somit ist diese  auch  in der Bundesrepublik Deutschland ein abgeschlossener völker-
rechtlicher Vertrag, der Menschenrechte für die Lebenssituation von Menschen mit 
Behinderungen konkretisiert, um ihnen die gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben zu ermöglichen. 

Stellt man sich nun die Frage, was zur Erfüllung des Menschenrechts auf ein inklusives 
Leben bis dato geschehen ist, so wird schnell klar, dass das Thema zwar bei vielen Men-
schen angekommen ist, jedoch die Umsetzung erst am Anfang eines langen Prozesses 
steht, der sicher noch viele  Jahre dauern  wird. Vieler Orts bilden sich Aktionsbündnis-
se,  Initiativen und Gremien, die versuchen, in ihren Regionen  inklusives Leben voran-
zutreiben und Maßnahmen, die für die Verwirklichung dieses Ziels notwendig sind, auf 
den Weg zu bringen.

Wir wollten von den Selbsthilfegruppen wissen, wie sie Inklusion deuten und was inklu-
sives Leben für die Betroffenen bedeutet. Lesen Sie in dieser Ausgabe unter anderem, 
was die Schlagworte „Barrierefreiheit“ und „Inklusion“ für gehörlose Menschen in Fulda 
bedeuten, welche konkreten Ideen und Anforderungen psychisch kranke Menschen an 
eine  inklusive Gesellschaft stellen, warum Gesundheitsförderung wichtig für ein inklu-
sives (Zusammen-) Leben sein kann, welch wichtige Bedeutung die Entwicklung eines 
„Wir-Gefühls“ innerhalb unserer Gesellschaft hat und welche konkreten Maßnahmen in 
Städten wie Fulda, Offenbach und Darmstadt auf den Weg gebracht werden, um eine 
barrierefreie und inklusive Gesellschaft voranzutreiben und auf welche Hindernisse 
man bei der Umsetzung stoßen kann…. 
Wir wünschen Ihnen viel Freude beim Lesen!

Ihr Redaktionsteam 

UN Behindertenrechtskonvention: 

Unter den Allgemeinen Grundsätzen (Art. 3) heißt es in der Konvention:

„Die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbezie-

hung in die Gesellschaft.“

„Die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinde-

rungen und die Akzeptanz dieser Menschen als Teil der menschlichen 

Vielfalt und der Menschheit.“
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Die Umsetzung der UN-Konvention über 
die Rechte der Menschen mit Behinderung  
– eine Aufgabe für die gesamte Gesellschaft 

Jürgen Großer, Kreisgruppensprecher und Geschäftsführer des Vereins 
Behindertenhilfe in Stadt und Kreis Offenbach

Die humanitäre Vision 
Mit der Unterzeichnung des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
am 30. März 2007 durch Deutschland ist die Konvention auch 
in unserem Land in Kraft getreten. Das Übereinkommen kon-
kretisiert bestehende Menschenrechte für die Lebenssituation 
von Menschen mit Behinderungen mit dem Ziel, ihre Teilhabe-
möglichkeiten und Lebensentfaltung umfassend zu fördern und 
zu unterstützen. Die uneingeschränkte Teilhabe wird „zu erheblichen 
Fortschritten in der menschlichen, sozialen und wirtschaftlichen Entwick-
lung der Gesellschaft“ führen (Präambel BRK). Das Anliegen ist die Inklusi-
on von Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen. 

 

Daher muss die Gesellschaft dafür Sorge tragen, dass der Zugang zu In-
stitutionen und Dienstleistungen für alle Bürger unter Berücksichtigung 
ihrer jeweiligen Möglichkeiten eröffnet wird. Bestehende Strukturen und 
Auffassungen müssen sich verändern, damit jeder Mensch die Hilfe und 
Unterstützung erhält, die er für die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
benötigt.  

Die Kriterien, die mit dem Begriff der Inklusion aktuell verbunden wer-
den, sind nicht neu. Die UN-Konvention hat diesen Zielen in Deutschland 
neuen Auftrieb und Bedeutung verliehen. Das Übereinkommen als zu-
kunftsweisende Richtschnur und Signal geht aber über die umfassende 
Teilhabe der Menschen mit Behinderung hinaus und betrifft alle Men-
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Der Begriff der „Inklusion“ geht davon aus, dass eine Gesellschaft 
aus Individuen besteht, die sich alle mehr oder weniger unter-
scheiden, und somit die Unterschiedlichkeit der einzelnen 
Menschen die Normalität ist.
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Leistungsgesetz. Zukünftige Verfahren zur Hilfebemessung und -erfas-
sung müssen der gesellschaftlichen Realität entsprechen und unbüro-
kratisch und schnell Unterstützungsleistungen ermöglichen. 

Der Weg
Der Weg in eine inklusive Gesellschaft zeichnet sich aus durch einen per-
manenten Abbau und Beseitigung von Barrieren. Dies betrifft wesentlich 
auch Werte und Haltungen. 
Konkretisierung und Verwirklichung der Vision Inklusion erfordern 
• 	den Erhalt und die Weiterentwicklung eines Klimas der Solidarität und 

der Mitverantwortung, 
• 	Begriffe von Bildung und Autonomie, welche die grundsätzliche Ange-

wiesenheit und Abhängigkeit der Menschen voneinander aufnehmen,
• 	eine Kultur individuierter Bewährung, welche Selbstverwirklichung 

auch jenseits ökonomischer Leistungsfähigkeit und Einkommen si-
chernder Berufsarbeit ermöglicht und anerkennt.

Deutschland steht vor einem Entscheidungsprozess: Welche Entwick-
lung nimmt unsere Gesellschaft? Wie kann es gelingen, dass die „neue“ 
Freiheit gerade für Menschen mit Behinderung nicht zu vermehrter Un-
geschütztheit führt? 

Um wertschätzend den anderen Menschen zu begegnen und  Integra-
tion als stetigen Prozess möglich zu machen, bedarf es der Achtung der 
Menschenwürde, der Herstellung von Gerechtigkeit und der Ausübung 
von Solidarität sowie auf individueller Ebene der Achtsamkeit des je Ein-
zelnen im Umgang mit dem anderen und mit sich selbst.

Dazu sollte ein breiter gesellschaftlicher Diskurs geführt werden. Erst 
wenn eine inklusive Gesellschaft als Chance für alle Bürger gesehen und 
als Ziel von der breiten Bevölkerung getragen wird, kann die Vision ihre 
Wirkung entfalten. 

schen in unserer Gesellschaft. Sie eröffnet damit die Chance für einen 
Weg in Richtung einer inklusiven Gesellschaft, die in einem breiten ge-
sellschaftlichen Diskurs auf „Augenhöhe“ entwickelt werden muss unter 
Einbezug aller gesellschaftlichen Kräfte. Die Bedeutung dieser Vision 
ergibt sich aus den in dem Übereinkommen festgelegten umfassenden 
Rechten und der Aufforderung, diese in allen Staaten der Welt umzuset-
zen. 

Die Aufgaben
Die in der UN-Konvention vorgesehenen Aktionspläne zur Umsetzung 
auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene müssen durch klare Aus-
sagen über den Weg, die Finanzierung, die Maßnahmen und die Ziele 
einen Rahmen zur Ausgestaltung zur Verfügung stellen. 
Die politisch Verantwortlichen haben die Aufgabe, die rechtlichen und 
finanziellen Voraussetzungen zu schaffen und den Weg der Umsetzung 
zu legitimieren. Die UN-Behindertenrechtskonvention ist ein guter Weg-
weiser für die Entwicklung der Eingliederungshilfe. Die damit zu ver-
bindende Stärkung der Rechte der Menschen mit Behinderung ist eine 
Chance und Basis für den Abbau von Barrieren auf allen Ebenen. 

Erste Schritte könnten sein: Den schon gesetzlich festgelegten Vorrang 
der ambulanten vor den stationären Hilfen ohne Kostenvorbehalt um-
zusetzen. Ebenso sollte das Wunsch- und Wahlrecht der Betroffenen 
gestärkt werden, Leistungen zur Teilhabe sollten unabhängig von Ver-
mögen und Einkommen gewährt werden. Dies erfordert ein eigenes 

Inklusion in diesem verstandenen Sinn meint „die Beantwortung 
der Frage, wie die Gesellschaft mit ihren wirtschaftlich nicht 
leistungsfähigen Mitgliedern, die bestimmten Normen und 
Erwartungen nicht entsprechen, umgeht. 
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„Wir-Gefühl“ durch die Betonung 
der Gemeinsamkeiten  
Katarzyna Bock, SH-Kontaktstelle Odenwald

n Laut UN-Behindertenrechtskon-
vention ist Inklusion ein grundle-
gendes Menschenrecht. Inklusion 
bedeutet, dass kein Mensch innerhalb 
der Gesellschaft ausgeschlossen werden 
darf; etwa aufgrund des Geschlechts, einer 
Behinderung, der Herkunft, der sexuellen Orien-
tierung oder des Alters. Alle Menschen sind gleich 
und gleichberechtigt in ihrem Anspruch auf Freiheit, 
Gleichheit und Solidarität. Die Umsetzung eines inklusiven 
(Zusammen-) Lebens betrifft nicht nur Institutionen wie Kindergar-
ten, Schule oder Einrichtungen für Menschen mit Behinderung, sondern 
die ganze Gesellschaft.

Unsere Gesellschaft unterliegt ständigen Veränderungen. Anhand ge-
schichtlicher Aufzeichnungen, aber auch aus eigener Beobachtung, 
können wir den Wechsel betrachten und sogar selbst miterleben. Der 
Mensch als Individuum entwickelt sich stets weiter und damit auch die 
Gesellschaft, in der er sich bewegt. Ob die Staatsform, die Gesetze, der 
Fortschritt oder die Haltung der Menschen, ihre Vorlieben und Abnei-
gungen, nichts bleibt wie es ist.

Die Einladung der sogenannten „Gastarbeiter“ in den 60er Jahren ist der 
Anfang eines Prozesses, den ich als die Entwicklung der Vielfalt in der 
Bundesrepublik Deutschland bezeichnen würde. Mit ihnen kamen neue 
Speisen, neue Sprachen und Kulturen und letztlich öffnete sich die Tür 
für das „Fremde“. Anfangs fremd, weil noch unbekannt, sonderbar und 
vielleicht sogar gefürchtet, später dann eher bereichernd, interessant 
und gewinnbringend. Die neue Vielfalt bringt jedoch auch Schwierig-
keiten mit sich, das Neue kommt mit einer Geschwindigkeit, mit der der 
Mensch nicht so einfach mithalten kann.

Die Herausforderungen 
Die Menschen mit Behinderung und die in der beruflichen sozialen Ar-
beit tätigen Organisationen müssen die Umsetzung auf allen Ebenen 
unterstützen und fördern. Insbesondere auf der kommunalen Ebene gilt 
es mitzuwirken und Verantwortung zu übernehmen. Es gilt der „Beson-
derung“ der Menschen mit Behinderung entgegenzuwirken, ohne deren 
Schutzrechte und -bedürfnisse zu negieren. Inklusion als Ziel, welches in 
Gänze nicht erreichbar sein wird oder vielleicht sogar kann, eröffnet den 
Weg in eine Bürgergesellschaft. Dabei darf sich Inklusion nicht quasi als 
Heilsversprechung der Politik auf eine sich eher auseinanderdriftende 
Gesellschaft erweisen. Das damit verbundene Versprechen muss einlös-
bar sein, ernsthaft angestrebt und schrittweise umgesetzt werden. 

 

Voraussetzung für ein Gelingen ist die tatsächliche Übergabe der Ver-
antwortung für die Entwicklung dieses Weges an die Bürger selbst, die 
ihn selbst gestalten müssen und dafür ein Wahlrecht der Möglichkeiten 
erhalten. Nur dieses Wahlrecht ermöglicht, dass der Weg der Inklusion 
nicht zu einer Sackgasse wird. Das heißt aber nicht, dass der Staat da-
bei untätig zusehen oder sich zurückziehen darf, sondern er muss die 
Verantwortung für die Beschaffung und Zurverfügungstellung der not-
wendigen und geforderten materiellen Ressourcen übernehmen und 
die Legitimation des Weges sichern. 

Zur weiteren Ausgestaltung des Weges im Hinblick auf eine umfassen-
de Teilhabe der Menschen mit Behinderung müssen die in der sozialen 
Arbeit tätigen Organisationen sich weiter in politischen Gremien enga-
gieren, ihre Angebotspalette fachlich weiterentwickeln und auf die Par-
tizipation der Betroffenen setzen.

Inklusion ist nur in einer solidarischen und demokratischen Gesell-
schaft möglich, in der die Bürger mit einem starken Staat im Rücken 
ihr Leben frei und selbst gestalten können.
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Die gesellschaftlichen Veränderungen geschehen teilweise sehr schnell, 
dagegen die Veränderungen der Menschen oft sehr langsam. Das Um-
denken stellt sich schwieriger dar, als alles Andere. In den Köpfen der 
Menschen kursiert immer noch sehr oft der Begriff der Normalität, eine 
Vorstellung vom „Otto-Normalverbraucher“ als Maßstab der Gesell-
schaft. Bei kleinsten Abweichungen, wie z.B. einem Migrationshinter-
grund, einer Behinderung oder einer sehr individuellen Lebensform, ist 
der Mensch schnell mit Urteilen und Ausgrenzen. Die Vorstellung von ei-
nem Durchschnittsbürger ist meines Erachtens eine fiktive Idee, die rein 
praktisch weder belegbar noch nachvollziehbar ist. Wenn man bedenkt, 
dass in manchen Schulen dieses Landes jeder dritte Schüler einen Mig-
rationshintergrund hat, muss man sich die Frage stellen, wer oder was 
denn eigentlich „normal“ ist?!

Eine beliebte Art der Segregation stellt das leistungsorientierte Untertei-
len dar. Ein Mensch, der Leistungsfähigkeit und Produktivität mitbringt, 
genießt die allgemeine Anerkennung. Andere, die aufgrund einer Er-
krankung oder ihrer sozialen Herkunft nicht die gewünschte Leistung 
bringen können, empfindet man eher als Ballast für die Gesellschaft. 
Das Motto lautet an dieser Stelle: Ich bin, was ich leiste. Man muss kein 
Soziologe oder Philosoph sein, um zu erkennen, dass diese Haltung 
diskriminierend und nicht zeitgemäß ist. Die Ausgrenzung prägt die 
Betroffenen weitreichend. Sie wirkt sich auf das Selbstwertgefühl und 
das Selbstbild des Betroffenen derart negativ aus, dass seine Ressour-
cen minimiert werden und das Bewusstsein über die eigenen Möglich-
keiten eingeschränkt wird. Dadurch verhindert die Gesellschaft aktiv die 
Gleichberechtigung. 

Wenn alle Kinder gleichwertig in einer Gruppe aufwachsen, lernen sie 
den direkten Umgang mit „dem Anderen“, was wiederum ihre sozialen 
Kompetenzen stärkt. Das „Wir-Gefühl“ wird nur durch die Betonung der 
Gemeinsamkeiten und Gemeinschaft und nicht durch die Herausstel-
lung der Unterschiede gestärkt. 

Soziale Stiftungen, wie z.B. Aktion Mensch, unterstützen den Prozess hin 
zu einem inklusiven Leben mit kreativen Kampagnen. Inklusion betrifft 
alle Menschen, nicht nur diejenigen, die unmittelbar von Ausgrenzung 
betroffen sind. Denn dieses Menschenrecht gilt für alle und basiert dar-
auf, dass jeder Mensch den anderen in seiner vermeintlichen Andersar-
tigkeit respektiert. Nur wenn alle mitmachen kann Inklusion gelingen.

Das System auf den Einzelnen ausrichten  
Christine Kircher, SELBSTHILFEBÜRO OSTHESSEN

n  Mal Hand aufs Herz: Wer von uns kennt schon den genauen Wort-
laut der UN-Behindertenrechtskonvention? Auch stellt sich die Frage 
nach der Verbindlichkeit, die die Ratifizierung für die Staaten, nach sich 
zieht. Bei der „Aktion Grundgesetz“ am 05. Mai 2010 in Fulda war Herr 
Dr. Radtke, selbst schwerbehindert durch die Glasknochenkrankheit, als 
Referenten für eine Veranstaltung ins Stadtschloss Fulda geladen. 

Die zahlreichen Gäste waren von den Ausführungen Herrn Dr. Radtkes 
sehr beeindruckt. Es ist schon etwas ganz Besonderes, wenn ein Fach-
mann in eigener Sache verdeutlicht, welche nachhaltigen Konsequen-
zen mit der Umsetzung des „Übereinkommens über die Rechte von 

Der Kern der Inklusion ist nicht nur das Akzeptieren vom Anders-
sein, sondern die Annahme der Betroffenen als gleichberechtigte 
und vollwertige Mitglieder der Gesellschaft.
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Herr Dr. Radtke beschreibt diesen Aspekt wie folgt: „Die Beschäftigung 
eines behinderten Arbeitnehmers zwingt einen Betrieb mitunter zu tiefgrei-
fenden Umstrukturierungen. Bereiche müssen neu geordnet werden, in den 
Ablauf eines Arbeitstages kommen menschliche Aspekte, die der Notwen-
digkeit gegenseitiger Hilfe geschuldet sind. Dies alles geschieht in den sel-
tensten Fällen zum Nachteil des Betriebsklimas – im Gegenteil. Wo der hu-
mane Faktor wieder eine Rolle spielt, erhält der Mensch seine Dimension als 
selbstbestimmendes Individuum zurück. Eine behindertenfreundliche Ar-
beitswelt ist immer auch eine humanere Arbeitswelt. Vielleicht kommt aber 
auch dem einen oder anderen Beschäftigten angesichts seines behinderten 
Arbeitskollegen zu Bewusstsein, dass es außer der Produktivität noch andere 
Werte gibt, die dem Leben einen Sinn geben.“

Wenn auf diesem Wege der immense Leistungsdruck, der immer häufi-
ger zu Burnout und somatischen „Ausfällen“ auch der nicht behinderten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern führt, verringert werden kann, 
hätte sich die Einstellung auch nur eines einzigen behinderten Men-
schen nicht nur humanitär, sondern auch finanziell für den Arbeitgeber 
gelohnt.

Bisher scheint allerdings 
die Erkenntnis, dass freudig 
geleistete Arbeit und huma-
nitäre Arbeitsbedingungen 
gesund erhalten, als eher un-
rentabel zu gelten. Auch hier 
greift die Aussage Herrn Dr. 
Radtkes, dass unser gesam-
tes Gesellschaftssystem um-
gestaltet werden muss. 
Auch nichtbehinderte Men-
schen werden davon profi-
tieren, wenn Inklusion ver-
wirklicht ist. 

Menschen mit Behinderung“ für Gesellschaft, Betroffene und Politik ver-
bunden sind. Nachfolgend soll ein Eindruck seines Vortrags vermittelt 
werden:

„Tatsächlich sind wir noch meilenweit von einer völligen Gleichstellung 
nichtbehinderter und behinderter Mitbürgerinnen und Mitbürgern entfernt.“ 
Diese Einschätzung Herrn Dr. Radtkes stimmt heute leider noch genauso 
wie im Frühjahr 2010. Obwohl durch die öffentliche Diskussion, behin-
derte Kinder in Regelschulen zu integrieren, schon kleine Schritte nach 
vorne gegangen wurden. 

„Ich bin immer wieder verwundert, wie eilfertig Politiker die UN-Behin-
dertenrechtskonvention loben. Wenn ihnen die Tragweite der dort ange-
sprochenen Menschenrechte und der daraus resultierenden Forderungen 
bewusst wäre, müsste ihnen eigentlich angst und bange werden, denn es 
bedeutet nicht mehr und nicht weniger als die Umgestaltung unseres ge-
samten gesellschaftlichen Systems. Es ist noch immer nicht selbstverständ-
lich, dass Menschen, die auf Grund ihrer Behinderung auf Hilfe angewiesen 
sind, diese Hilfe auch unkompliziert und vor allem unbürokratisch erhalten. 
Wenn ich allein daran denke, dass erst jetzt Politiker anerkennen, dass Roll-
stuhlfahrer und chronisch Kranke, die Hartz IV – Empfänger sind, besondere 
Zusatzkosten haben, die für die Berechnung bisher keine Berücksichtigung 
fanden. Und es ist noch immer nicht selbstverständlich, dass behinderte 
Arbeitnehmer auf dem ersten Arbeitsmarkt integriert werden, obwohl sie 
hierfür oftmals nicht weniger gut qualifiziert sind als ihre nichtbehinderten 
Kollegen. Immer wieder erleben wir, dass sich Arbeitgeber mit fadenscheini-
gen Argumenten ihrer sozialen und moralischen Pflicht entledigen...“ 

In Artikel 27 der Konvention werden die Vertragsstaaten verpflichtet „…
die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit, einschließlich für Menschen, 
die während der Beschäftigung eine Behinderung erwerben, durch ge-
eignete Schritte, einschließlich des Erlasses von Rechtsvorschriften …
(zu) sichern und (zu) fördern.“ Hierzu werden insgesamt elf Unterpunkte 
aufgelistet, von deren Verwirklichung wir z.T. noch meilenweit entfernt 
sind. Die finanzielle Abgabe für Arbeitgeber scheint nach wie vor lukrati-
ver zu sein, als behinderte Menschen zu beschäftigen und Arbeitsplätze 
behindertengerecht zu gestalten. 

„Eine behindertenfreundliche Arbeitswelt ist immer 
auch eine humanere Arbeitswelt.“ 
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Gesundheitsförderung als Beitrag zur 
Inklusion  
Henny Silalahi, Studentin der Pflegewissenschaften in Darmstadt, 
derzeit Praktikantin im Selbsthilfebüro Offenbach

Grundgedanken 
Weltweit leben mehr als eine 
Milliarde Menschen mit einer 
Behinderung. Allein in Deutsch-
land sind es etwa 9,6 Millionen, 
also mehr als 11,7 Prozent der 
Bevölkerung. Davon hat mit 7,1 
Millionen die Mehrzahl eine 
schwere Behinderung; 2,5 Mil-
lionen leben mit einer leichten 
Behinderung (Quelle: Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozi-
ales 2011). 

Durch den Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention versucht die Bundesregierung einen Prozess anzustoßen, mit 
dem nicht nur das Leben von Menschen mit Behinderung maßgeblich 
beeinflusst werden soll, sondern das aller Menschen in Deutschland. 
Deutschland will inklusiv werden. Inklusion bedeutet Gemeinsamkeit 
von Anfang an und betrachtet die Heterogenität als normale, reguläre 
Gegebenheit, sie beschreibt die Gleichwertigkeit eines Individuums, 
ohne dass Normalität als Voraussetzung gelten muss. Das Konzept der 
Inklusion betrachtet das Ziel, dass Menschen mit und ohne Behinderung 
von Anfang an gemeinsam in allen Lebensbereichen selbstbestimmt 
leben und zusammenleben. Chancengleichheit in Bildung, Beruf und 
Wirtschaft. 

Gesundheitsförderung 
Die Gesundheitsperspektive wandelt sich im Einklang mit dem demo-
grafischen Wandel. Gesundheitsförderung spielt eine große Rolle. An die 
Stelle der Krankheitsorientierung tritt die Gesundheitsorientierung. Dies 

Den Unterschied zwischen den Begriffen „Inklusion“ und 
„Integration“ beschreibt Herr Dr.  Radtke wie folgt: 

„Während sich bei der Integration die einzelne 
Person in ein vorhandenes System einpassen 

muss, bedeutet Inklusion, dass das System 
von vorneherein so zu gestalten ist, dass 

es für alle Glieder ein Optimum an För-
derung beinhaltet…Nicht der Einzelne 
muss sich dem System anpassen, son-
dern das System ist auf den Einzelnen 
auszurichten.“

Wir alle sind auf allen Ebenen dazu 
aufgerufen, Politikerinnen und Politiker 

in die Pflicht zu nehmen, dass den Worten 
Taten folgen. Wenn Inklusion verwirklicht ist, 

werden alle davon profitieren. Sei es, dass Arbeits-
bedingungen humaner werden oder dass Anderssein 

nicht mehr versteckt werden muss, sondern als bunte Vielfalt positiv ge-
wertet und als Bereicherung erlebt wird.

In seinem Abschlussstatement sagte Herr Dr. Radtke: „In der Bundesre-
publik leben schätzungsweise 6,6 Millionen behinderte Bürgerinnen und 
Bürger. Dabei handelt es sich nur um amtlich anerkannte Betroffene mit 
dem entsprechenden Schwerbehindertenausweis. Nimmt man noch die 
nächsten Angehörigen hinzu, wobei wir nur zwei Personen pro behindertes 
Familienmitglied rechnen, wären wir schon bei rund 20 Millionen direkt oder 
indirekt betroffenen Personen. Ein Viertel der Bevölkerung, das ist in einer 
Demokratie ein ungeheures Gewicht. Warum gelingt es uns so wenig, dieses 
Gewicht in die Waagschale zu werfen? Wenn wir es täten, wenn wir unserer 
Bedeutung bewusst würden, bräuchten wir uns nicht als Bittsteller an die 
Klagemauer drücken.“

Wenn sich mehr und mehr Bürgerinnen und Bürger den Forderungen 
anschließen, wird es deutliche Veränderungen in der Gesellschaft geben. 
Denn grundlegende Menschenrechte können nicht auf Dauer verwei-
gert werden.
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gilt für Menschen mit einer Behinderung, bei denen das Risiko auf chro-
nisch-degenerative Erkrankungen doppelt so groß ist wie bei Menschen 
ohne Behinderung. Gleichzeitig soll das Auftreten chronischer Erkran-
kungen, die in erheblichem Maße zu einer späteren Behinderung füh-
ren, bei Menschen ohne Behinderung von vornherein verhindert bzw. 
zumindest verzögert werden sowie die Verschlimmerung vermieden 
werden. Dadurch kann die Lebensqualität sowohl von Menschen mit als 
auch ohne Behinderung erheblich verbessert werden. 
Auch für Eltern mit behinderten Kindern sollte ganz besonders die Ge-
sundheit und die Entwicklung der Kinder gefördert werden und diese 
Förderung sollte zu Hause im Kreis der Familie wahrgenommen werden 
können. 

Das Konzept der Gesundheitsförderung unterscheidet sich von präven-
tiven Maßnahmen, die nur auf das Individuum fokussiert sind. Es wird 
unterschieden zwischen verhaltens- und verhältnisbezogenen Maßnah-
men. Verhaltensbezogene Maßnahmen orientieren sich nur am Indivi-
duum und setzen bei personenbezogenen Faktoren an. Die Maßnahmen 
verändern die Kognitionen, Emotionen und das Verhalten einer Person. 
Verhältnisbezogene Maßnahmen orientieren sich an externen Faktoren 
im Lebensumfeld einer Person. Sie bewirken eine Ausschaltung krank-
machender Faktoren im Umfeld. 

Ein Beispiel für eine verhaltensbezogene Maßnahme wäre die Vermitt-
lung von gezielten Kenntnissen an Eltern mit behinderten Kindern, so-
dass sie ihre Kinder trotz der Behinderung fördern können und mit Hilfe 
besonderer Erziehungsmethoden damit umzugehen lernen. 
Eine verhältnisbezogene Maßnahme für Eltern mit behinderten Kindern 
kann beispielsweise die Teilnahme an einer Selbsthilfegruppe sein, um 
dort gemeinsam mit anderen Eltern Erfahrungen auszutauschen. Diese 
Maßnahme kann der Person bzw. der Familie einen emotionalen Rück-
halt bieten und die Autonomie stärken. 
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Zusätzlich kann durch eine solche Gruppe gemeinsam das Thema Inklu-
sion in der Gesellschaft besser umgesetzt werden. So kann z.B. die behin-
dertengerechte Gestaltung einer öffentlichen Einrichtung durchgesetzt 
werden oder die Schaffung von Zugängen zu einer integrativen Schule, 
wodurch die Kinder in ihren Möglichkeiten am sozialen Leben teilzuneh-
men gestärkt werden. 

Fazit 
Durch gesundheitsfördernde Maßnahmen kann die Inklusion von be-
hinderten Menschen in der Gesellschaft gesteigert werden. Wir müssen 
jedoch noch viel daran arbeiten, um den nationalen Aktionsplan in der 
Praxis umsetzen zu können. Die Bevölkerung muss noch mehr Verständ-
nis dafür entwickeln, was Inklusion bedeutet. Die Zahl der inklusiven 
Schulen sollte flächendeckend werden, die gemeinsame Freizeitbe-
schäftigung von Kindern mit und ohne Behinderung muss noch weiter 
unterstützt werden. 
Nicht zuletzt muss die gesamte Bevölkerung das Konzept fördern, um 
eine inklusive Gesellschaft schaffen zu können.

Gesundheitsfördernde Maßnahmen stellen die Lebens-, 
Arbeits- und Umweltbedingungen in den Mittelpunkt.  

Selbsthilfegruppen stärken 
Eltern mit behinderten Kindern.
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Andere sehr bemerkenswerte Projekte sind „Verrückt? Na und!“ von 
der Organisation „Irrsinnig menschlich“. Hier erzählen psychisch kranke 
Menschen in Schulprojekten von ihrem Leben mit der Erkrankung. Mitt-
lerweile gibt es solche Projekte deutschlandweit in über 20 Städten und 
die Schüler sind meist sehr berührt, von dem, was sie von den psychisch 
Kranken erfahren.

Schwierig sieht es indes in der Arbeits-
welt aus. Es gibt Werkstätten für psy-
chisch Kranke, die aber oft nur einfachs-
te Arbeiten anbieten, mit denen viele 
der Arbeitenden völlig unterfordert sind. 
Hier wäre es wichtig, verstärkter den Fo-
kus darauf zu setzen, herauszufinden, 
wer zu welchen Arbeiten unter Berück-
sichtigung der persönlichen Fähigkei-
ten und Fertigkeiten geeignet ist. 

Entscheidend ist, dass auch psychisch kranke Menschen eine Ausbil-
dung absolvieren können und in den Arbeitsmarkt einsteigen, z.B. mit 
Hilfe des Integrationsdienstes. Ausschlaggebend ist, dass mehr Arbeit-
geber auch Psychiatrieerfahrene einstellen. Schulungen bzw. Seminare 
zum Umgang mit psychisch erkrankten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern wären hier angebracht. 

Für die Inklusion von Menschen mit einer psychischen Erkrankung – 
auch auf dem Arbeitsmarkt – ist es sicher vorteilhaft, wenn Psychiatrieer-
fahrene, die in sogenannten „EX-IN-Seminaren  (Expierenced Involved)“ 
geschult wurden, anderen Psychiatrieerfahrenen helfen, z.B. bei der 
beruflichen Wiedereingliederung. Zum einen kann so eher eine Vertrau-
ensbasis zwischen den Helfern und den psychisch Kranken aufgebaut 
werden, sodass sie sich eher öffnen können. Zum anderen ist es für die 
psychiatrieerfahrenen Helfer selbst eine Bestätigung dafür, dass sie ihren 
Alltag bewältigen und anderen helfen können. 

Zusammenfassend möchte ich sagen: Psychiatrieerfahrene Menschen 
und vermeintlich „gesunde“ Menschen sollten ungezwungener mitein-

Gedanken zur Inklusion psychisch kranker 
Menschen  
Christian Geinitz, Mitglied des Ortsverbands Darmstadt der Angehörigen  
psychisch Kranker e.V. 

 
n Inklusion ist immer wieder ein Thema bei Psychiatrieerfahrenen und 
deren Angehörigen. Wie können psychisch Kranke möglichst „normal“ 
leben und wie können psychische Krankheiten entstigmatisiert werden, 
damit Psychiatrieerfahrene am Alltagsleben ganz selbstverständlich teil-
nehmen können? Wir finden: mit psychischen Krankheiten sollte inner-
halb unserer Gesellschaft genauso natürlich umgegangen werden wie 
z.B. mit einem gebrochenen Arm. Auch ein Mensch mit einem gebroche-
nen Arm ist nicht so leistungsfähig wie ein gesunder Mensch

Für Psychiatrieerfahrene, die oft sehr sensibel sind, ist es häufig beson-
ders schwierig, sich in die Gesellschaft zu integrieren. Und gesunde Men-
schen sind immer wieder ganz unsicher, wie sie sich psychisch Kranken 
gegenüber verhalten sollen.
Aus diesem Grund ist es so wichtig, das Gesunde über Symptome der 
verschiedenen psychischen Leiden besser informiert werden. Z.B. kön-
nen Psychoseseminare, bei denen Psychiatrieerfahrene, Profis und Men-
schen ohne psychische Erkrankung miteinander ins Gespräch kommen, 
ein erster Schritt des Aufeinanderzugehens sein.

Ein Problem ist, dass psychisch kranke Menschen häufig selbst soziale 
Kontakte meiden – oft eben ein Symptom ihrer Krankheit. Aber da kön-
nen Profis – Psychotherapeuten und Sozialarbeiter –  Hilfe leisten und 
Möglichkeiten aufzeigen, wie psychisch Kranke wieder in die Gesell-
schaft integriert werden können. Aber auch Laien können hier helfen. 
So funktioniert es beispielsweise in dem  Modellprojekt „Aachener Laien-
helfer Initiative“, die speziell für junge psychisch Kranke konzipiert wur-
de. Sie bietet jungen Erwachsenen beispielsweise an, zusammen Disko-
theken zu besuchen. So können sich junge psychisch kranke Menschen 
ausprobieren und schauen, wie weit sie in die Öffentlichkeit „eindringen“ 
wollen und können.

Auch psychische 
Kranke können un-
ter Berücksichtigung 
ihrer Fähigkeiten in 
den Arbeitsmarkt 
einsteigen.
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Exemplarisch möchten wir zwei Themenabende kurz beschreiben:
1.)	 Die gehörlose Schauspielerin Emmanuelle Laborit, die in ihren Dar-
stellungen immer wieder das Thema der Suche des gehörlosen Men-
schen aus der Isolation in eine Welt der Gebärdensprache bearbeitet. Be-
kannt wurde sie in Deutschland mit den Filmen „Jenseits der Stille“ und 
„Stille Liebe“ und mit dem autobiographischen Roman „Der Schrei der 
Möwe“. 

2.)	E in weiterer Themenabend hatte das Leben von gehörlosen Men-
schen vor und während des Nationalsozialismus zum Inhalt. Anfang 
der 30er Jahre waren mehr als 80% der Gehörlosen arbeitslos. Mit ei-
nem Film wollte der Verband der Gehörlosen etwas für das Ansehen 
der „Taubstummen“ in der Öffentlichkeit tun. 1932 wurde der Film „Ver-
kannte Menschen“ vorgestellt; doch bevor der Film kopiert und überall 
in Deutschland gezeigt werden konnte, kamen die Nazis an die Macht. 
Der Film wurde verboten, weil er nicht in die Ideologie passte und alle 
vorhandenen Kopien wurden vernichtet. Bis auf eine Kopie, als heraus-
ragendes historisches Zeugnis, heimlich gerettet und vor kurzer Zeit di-
gitalisiert und als DVD der Öffentlichkeit vorgestellt wurde. 

Die Teilnehmer des Themenabends waren überrascht, wie modern die-
ser Film von 1932 wirkte. Auch heute ist es wichtig, ein positiveres Bild 
von Gehörlosen in der Öffentlichkeit zu zeigen. Ein Teilnehmer mein-
te: „Es geht nicht darum zu zeigen was wir nicht können, sondern zu 
zeigen was wir können!“ In der anschließenden Diskussion kamen sich 
„Hörende“ und „Gehörlose“ durch Fragen, – wie z.B.: Wie kommen Ge-
hörlose heute zu ihrer Berufsausbildung? Gibt es besondere Berufe? 
Welche Schwierigkeiten gibt es? – näher.

Die Themenabende waren mit ca. 30 Teilnehmern sehr gut besucht und 
bestätigten das Konzept.

O	 Kontakt: Sozialdienst für Gehörlose, Hörgeschädigte und Angehörige 
	 Caritasverband für die Regionen Fulda und Geisa e.V.
	 Wilhelmstraße 8, 36037 Fulda
	 Telefon: 0661 2428330
	 E-Mail: werner.althaus@caritas-fulda.de

ander umgehen. Dazu müssten Letztere besser über psychische Krank-
heiten informiert werden. Zudem müssen Strukturen gefunden werden 
(z.B. in der Arbeitswelt), die es Psychiatrieerfahrenen ganz selbstver-
ständlich ermöglicht, in „normalen“ Firmen zu arbeiten. Ansatzpunkte 
gibt es viele, jedoch sollte es nicht bei ersten Schritten in die richtige 
Richtung bleiben.

Inklusion am Beispiel der Themenabende 
im Caritas-Sozialdienst für Gehörlose  
Sozialdienst für Gehörlose, Hörgeschädigte und Angehörige  
Caritasverband für die Regionen Fulda und Geisa e.V. 

 

n Der Sozialdienst für Gehörlose, Hörgeschädigte und deren Angehörige 
des Caritasverbandes für die Regionen Fulda und Geisa e.V.  verfolgt mit 
dem neuen Konzept der „Themenabende“ gleichermaßen junge und älte-
re Gehörlose, Schwerhörige, hörende Verwandte von Gehörlosen, hören-
de Teilnehmer von Gebärdenkursen und CI-Träger anzusprechen. 
Der neue Begriff INKLUSION wird hier erfahrbar und mit Leben gefüllt. 
Es geht nicht mehr darum, die eine Gruppe in die andere Gruppe zu in-
tegrieren, sondern ein Angebot zu schaffen, dass für alle interessierten 
Menschen gleichermaßen angenommen werden kann. Das verbindende 
an den Themenabenden ist die Gebärdensprache und die vielschichtige 
und sorgfältige Kommunikation – gemessen an den Bedürfnissen jedes 
einzelnen Besuchers. Wobei es nicht zwingend erforderlich ist, Gebärden-
sprache (perfekt) zu beherrschen, denn mindesten ein Dolmetscher ist an 
jedem Abend anwesend.
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„MigrantInnen – barrierefrei zur Integration“ kann Selbsthilfegruppen 
dabei unterstützen, ihre Haltung zu reflektieren, ihre Außendarstellung 
zu verbessern und Ideen zu entwickeln, wie sie für Menschen mit Migra-
tionshintergrund attraktiv werden können. 

Im Herbst 2012 sind zu diesem Thema offene Fortbildungen geplant, in 
denen VertreterInnen von Selbsthilfegruppen sich über ihre diesbezüg-
lichen Erfahrungen austauschen können, Informationen zum Bild von 
Krankheit und Behinderung gegeben werden und in denen es Gelegen-
heit gibt, sich für die Situation von Menschen mit Migrationshintergund, 
die krank oder behindert sind, zu sensibilisieren und gemeinsam erste 
Ideen zu entwickeln.

O	 Kontakt: Rüdiger Hausmann
	 Paritätisches Bildungswerk Bundesverband e.V.
	 Heinrich-Hoffmann-Str. 3, 60528 Frankfurt	
	 E-Mail: hausmann@pb-paritaet.de, Telefon: 069 6706 239

Projekt: MigrantInnnen – barrierefrei zur 
Integration  
Rüdiger Hausmann, Paritätisches Bildungswerk Bundesverband e.V.  

 
n Das Projekt „MigrantInnen – barrierefrei zur Integration“ ist ein Projekt des 
PARITÄTISCHEN Bildungswerks und läuft vom 01.04.2011 – 31.12.2014. 
Die Zielsetzung ist, die Inklusionschancen von Menschen mit Migrations-
hintergrund und einer Behinderung oder chronischen Krankheit zu ver-
bessern und dazu beizutragen, dass sie ihre Bedürfnisse besser erfüllen 
können. Zu diesem Zweck unterstützt das Projekt z.B. Selbsthilfegruppen 
dabei, sich für Menschen mit Migrationshintergrund zu öffnen oder Mi-
grantenselbstorganisationen, sich für die Belange von behinderten oder 
chronisch kranken Menschen zu sensibilisieren.

Wir verstehen unter Inklusion, dass alle Menschen mit ihren vielfältigen 
Lebensentwürfen und unterschiedlichen Lebenssituationen die gleichen 
Chancen auf Partizipation, Zugang zu Ressourcen und persönliche wie 
gesellschaftliche Anerkennung bekommen. Dieser Zustand ist in unserer 
Gesellschaft noch nicht erreicht und deshalb muss die Entwicklung bis da-
hin vorangetrieben und unterstützt werden. Unter dem Aspekt der Vielfalt 
fallen Faktoren wie Herkunft, Religion, Geschlecht, Behinderung, soziale 
Lebenssituation oder sexuelle Orientierung. Wir setzen uns für eine viel-
fältige Gesellschaft ein, die unter Berücksichtigung aller dazugehörenden 
Faktoren im Einklang leben kann. 

Im Projekt haben wir die Erfahrung gemacht, dass Menschen mit Migra-
tionshintergrund und Behinderung oft doppelt belastet sind: manchmal 
leiden Sie unter einer doppelten Diskriminierung, manchmal verstehen 
Menschen aus verschiedenen Herkunftskulturen ihren persönlichen Um-
gang mit Krankheit oder Behinderung nicht, manchmal fehlt es wiederum 
an verständlichen Informationen über mögliche Hilfen oder medizinische 
Verfahren.
Nicht selten machen Einrichtungen und Selbsthilfegruppen die Erfahrung, 
dass es ihnen trotz Bemühungen nicht gelingt, Menschen mit Migrations-
hintergund für sich zu interessieren, oder Betroffene haben den Eindruck, 
mit ihren Bedürfnissen und Belangen nicht verstanden zu werden.
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Im Rahmen eines Expertengesprächs wurde deutlich, dass Inklusion nur 
mit einer ausreichenden Finanzierung umzusetzen ist. Inwieweit es ei-
nen politischen Willen seitens der Kostenträger gibt, die notwendigen 
Investition und  Personalressourcen zur Verfügung zu stellen, wurde an-
gesichts des Hessischen Aktionsplans Inklusion von einigen Fachleuten 
angezweifelt. 

Am Ende einer auch kontrovers geführten Debatte, erklärte Dr. Werner, 
Vorstandsvorsitzendes des PARITÄTISCHEN Hessen: „Wir stehen erst am 
Anfang eines langen gesellschaftlichen Umbruchs, für dessen Erfolg, nämlich 
einer wirkliche Teilhabe der fast 600.000 Menschen mit Behinderungen in Hes-
sen, wir alle verantwortlich sind. An Konzepten und Ideen mangelt es nicht, 
nun muss die Landesregierung beweisen, dass sie die notwendigen Mittel für 
ein inklusives Hessen zur Verfügung stellt. Der PARIÄTISCHE Hessen hat sich 
Inklusion auf die Fahnen geschrieben; wir sind bereit!“

Inklusion in der Stadt Fulda  
Jeder redet davon…  aber was heißt das wirklich?  
Hanns-Uwe Theele, IGbFD - Interessengemeinschaft barrierefreies Fulda e.V. 

 
n Es gibt Erklärungsversuche und Definitionen, Vorträge und  
Bücher. Diskurse von Fachleuten und Betroffenen. Und als Be-
troffene, Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen, wis-
sen wir aus unseren alltäglichen Erfahrungen: Von einem inklusi-
ven Leben sind wir weit, weit entfernt.

Inklusion heißt, eine Haltung zu entwickeln, die bedeutet: alle 
Menschen willkommen zu heißen, ganz selbstverständlich und 
mittendrin Teil unserer Gesellschaft zu sein und niemanden auszu-
schließen. Das könnte eigentlich ganz einfach sein.

Hans-Uwe Theele, 
1. Vorsitzender IGbFD e.V.

Inklusion geht alle an  
Lea Rosenberg, Annette Wippermann, Der PARITÄTISCHE Hessen 

 
n Über 180 Fachleute aus allen Bereichen der sozialen Arbeit diskutierten 
gestern auf dem Verbandstag des PARITÄTISCHEN Hessen  im Ständehaus 
in Kassel mit Experten und Expertinnen die schleppende Umsetzung von 
Inklusion in Hessen. 
  
Obwohl der Begriff Inklusion zurzeit in aller Munde und in vielen Medien 
zu finden ist, stellt sich für viele Träger und Einrichtungen in der sozialen 
Arbeit nach wie vor die Frage, wie die völlige Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen in der Gesellschaft umzusetzen ist. Deutschland hat 
2009 mit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-
BRK) die Verpflichtung übernommen, die Selbstbestimmte Lebensfüh-
rung von Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen wie 
Bildung, Wohnen, Arbeiten und Freizeit zu gewährleisten. Das bedeutet 
in der Praxis die Ermöglichung eines individuell gestalteten Lebens und 
gemeinsamen Alltags von Menschen mit und ohne Behinderungen; im 
Sinne eines Miteinanders statt eines Nebeneinanders. 
„Dieses Ziel einer inklusiven Gesellschaft erfordert massive Anstrengungen al-
ler gesellschaftlichen Akteure“, führte Prof. Sell in seinem Impulsvortrag aus, 
den er mit dem provokanten Titel „Ambivalenzen eines revolutionären An-
satzes“ untertitelte. Er rügte, dass Deutschland im europäischen Vergleich 
bei dem Stand der Umsetzung schlecht abschneidet. 

Inklusion betrifft nicht nur die umfassende Neuausrich-
tung der Behindertenhilfe im Sinne eines Rückbaus der 
Sondereinrichtungen, sondern erfordert vordringlich auch 
die Aufnahmebereitschaft in den normalen Alltag einer 
Gesellschaft. Beispielhaft stellte dies Dr. Kindleben vom 
Frankfurter Turnverein 1860 dar, wie Menschen mit Be-
hinderungen selbstverständlich in das Regelangebot 
der sportlichen Vereinsaktivitäten integriert werden. 

Der Frankfurter Turnverein 1860 integriert Menschen mit 
Behinderungen selbstverständlich in das Regelangebot 
der sportlichen Vereinsaktivitäten.
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Wir würden uns oft schon freuen,  wenn wir noch zu Lebzeiten die „Inte-
gration“ behinderter Menschen in Fulda miterleben dürften. Integrieren 
muss man die Menschen, die vorher aus dem System herausgenommen 
wurden, so wie das per gesellschaftlichem  Verständnis seit dem Bau der 
großen Behindertenzentren, Werkstätten, Schulen und Wohnheime in 
den 70er Jahren recht gut funktioniert hat. Wer besonderen Hilfebedarf 
hatte, war stets gut „hinter verschlossener Tür“ versorgt. Ein geschlosse-
nes System – man blieb unter sich. Das hat sich mittlerweile geändert 
– Eltern wollen Integrationsplätze in der Kita nebenan, Schulen sollen of-
fen sein für alle Kinder. Wählt man Werkstätten für behinderte Menschen 
oder doch eine Tätigkeit in einer „ganz normalen Firma“, mit „behinder-
tengerechtem Arbeitsplatz“? Wohnt man als Mensch mit Behinderung in 
einem Wohnheim  oder zuhause, „barrierefrei“ und mit Freizeitassisten-
ten und Betreuung nach Bedarf?

Der Integrationsbegriff wird mittlerweile oft – fälschlicherweise –   nur 
noch mit Migrationspolitik in Zusammenhang gebracht. Erst im Februar 
2012 hat der Oberbürgermeister der Stadt Fulda einen Integrationspreis 
ausgelobt. Bei genauer Recherche haben wir dann aber feststellen müs-
sen, dass der Integrationspreis für Menschen und Institutionen verliehen 
wurde, die sich um die Menschen mit Migrationshintergrund bemühen. 
Meinen die Verantwortlichen aus Politik und Verwaltung, Integration von 
Behinderten sei nicht mehr notwendig, wir machen ja jetzt Inklusion? Die 
fremdbestimmte Behindertenversorgung der 70er und 80er Jahre defi-
niert noch immer unseren Alltag und den Umgang mit Menschen mit 
Behinderungen. 

Aber dagegen wehren wir uns. Wir wollen nicht versorgt sein. Ich selbst 
bin seit 10 Jahren ehrenamtlich tätig, leite eine Selbsthilfegruppe für 
MS- Erkrankte, die ich 2002 gegründet habe. Ich bin 1. Vorsitzender der 
„IGbFD-Interessengemeinschaft barrierefreies Fulda e.V.“ und habe mir 
in den Kopf gesetzt, in der Stadt, in der ich lebe, etwas zu verändern. Ge-
meinsam mit meinen aktiven Vereinskollegen machen wir Betroffenen-
arbeit, sind Fachleute in eigener Sache und darüber hinaus Menschen 
mit dem dringenden Verlangen auf selbstbestimmte und gleichberech-
tigte Teilhabe am öffentlichen Leben. 

Seit Sommer 2010 kämpfen wir darum, in Fulda einen Behindertenbei-
rat umzusetzen. Viele Steine wurden uns in den Weg gelegt und immer 
wieder verzögert. Leider erst nach enormen öffentlichem Druck hat sich 
die Stadtverordnetenversammlung am 13.02.2012 für einen Behinder-
tenbeirat ausgesprochen. 
Eine unserer Hauptforderungen wurde damit erfüllt und wir freuen uns 
sehr darüber. Die CDU-Stadtfraktion hat ihrer Mehrheit in der Stadtver-
ordnetenversammlung jedoch leider auch dazu genutzt, das Rederecht 
des Beirates in Ausschüssen bei Angelegenheiten, die die Belange von 
Menschen mit Behinderung betreffen, abzulehnen. Deshalb haben wir 
am 15. Februar 2012 eine separate Eingabe auf Rederecht des Beirates an 
den Magistrat der Stadt Fulda gestellt. Wir wollen in Fulda für viele Men-
schen mit Behinderungen etwas verändern und fordern den bestmög-
lichen Start für einen Behindertenbeirat, eine kompetente Stimme für 
einen Behindertenbeirat und kein Alibigremium, dem fremdbestimmt 
großzügig vom Ausschussvorsitzenden ein Rederecht erteilt werden 
kann. 
Die Menschen mit Behinderung stellen sich mit ihren unterschiedlichs-
ten Handycaps einer ganz besonderen Herausforderung und wir finden, 
die Gremien der Stadt haben die Verpflichtung, diese zu fördern und zu-
zulassen, dass diese Menschen selbstbestimmt und gleichberechtigt an 
Ausschüssen teilhaben dürfen. Der Ausländerbeirat hat nach HGO ein 
Rederecht. Dies finden wir gut und richtig. Wir fordern aber das selbst-
verständliche Menschenrecht der Gleichbehandlung, wie dies auch in 

Mitglieder der IGbFD-Interessenge-
meinschaft barrierefreies Fulda e.V. 
beim Markt der Möglichkeiten
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Projekt: „Inklusives Martinsviertel“ in 
Darmstadt – Silvia Straub, Leiterin der Selbsthilfe-
kontaktstelle Darmstadt führte ein Interview mit 
Projektkoordinatorin Ulrike Schaab  
Silvia Straub, Selbsthilfekontaktstelle Darmstadt  

Frau Schaab, wie ist das Projekt „Inklusives Martins-
viertel“ entstanden?
Durch das Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonven-
tion (BRK) ist der Teilhabeanspruch von Menschen mit Be-
hinderungen massiv gestärkt worden.
Die Stadt Darmstadt hat im Jahr 2009 aufgrund eines 
Magistratsbeschlusses die „Erklärung von Barcelona“ unter-
zeichnet. Die Initiative dazu kam vom „Bündnis für Menschen 
mit Behinderungen in Stadt und Landkreis“.  Die „Erklärung von Bar-
celona“ sieht vor, inklusive Standards in der Kommune zu verwirklichen, um 
die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen voranzutreiben.
Dies sollte in Darmstadt so umgesetzt werden, dass, unter der Beteiligung be-
troffener Menschen, geeignete Maßnahmen entwickelt werden, um Darm-
stadt schrittweise im Sinne der Inklusion umzugestalten. Die Hochschule 
Darmstadt konnte als Projektpartner gewonnen werden. Herr Professor Dr. 
Manfred Gerspach legte ein entsprechendes Konzept vor. In gemeinsamer 
Abstimmung der Kooperationspartner Paritätischer Wohlfahrtsverband, 
Stadt Darmstadt und Hochschule Darmstadt,  entstand die Idee, Inklusion 
zunächst in einem Stadtteil Darmstadts, dem „Martinsviertel“, umzusetzen. 
In der ersten Projektphase wird ein „Lokaler Aktionsplan Umsetzung inklusi-
ver Standards“ gemeinsam entwickelt.
 
Was ist die Zielsetzung des Projektes?
Das Projekt „Inklusives Martinsviertel“ möchte Teilhabemöglichkeiten für 
Menschen mit Behinderungen schaffen. Dabei geht es vor allem um die 
Handlungsfelder Arbeit, Bildung, Freizeit, Wohnen und Barrierefreiheit. Ne-
ben den baulichen Barrieren ist es im Sinne des Projektes wichtig, auch die 
„Barrieren im Kopf“ zu thematisieren, damit die Menschen im Stadtteil sensi-
bilisiert werden für die Belange von Menschen mit Behinderungen.

anderen Hessischen Städten umgesetzt wird und wehren uns gegen 
eine Diskriminierung, die im Übrigen auch laut UN-Behindertenkonven-
tion nicht rechtens ist.
 

Im Grundgesetz Art. 3 Abs. 3 steht, „Niemand darf wegen seiner Behin-
derung benachteiligt werden“. 
Dies wird untermauert durch die UN Behindertenrechtskonvention: 
Artikel   5 - Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung: 
Die Vertragsstaaten anerkennen, dass alle Menschen vor dem Gesetz 
gleich sind, vom Gesetz gleich zu behandeln sind und ohne Diskrimi-
nierung Anspruch auf gleiche Vorteile durch das Gesetz haben. 
Und weiter in der UN-BRK: 
Artikel   9 - Zugänglichkeit
Artikel 12 - Gleiche Anerkennung vor dem Recht
Artikel 21 - Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit ….. 
Artikel 29 - Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben 

 
Was ist eine Stadt wert, der die Rechte der Menschen mit Behinderung 
nichts wert ist? Der Wert einer Gesellschaft zeigt sich am Umgang mit 
den Schwächsten!
Wir werden weiter kämpfen und für die Rechte der Menschen mit Be-
hinderung eintreten. Auch wenn Inklusion nicht verordnet werden kann, 
sondern gelebt werden muss, werden wir die Politik so oft als möglich an 
ihre Pflicht erinnern und auf die tatsächliche Umsetzung von Inklusion 
nach der UN-BRK drängen. Es wird Zeit, dass sich die zuständigen Amts-
träger und Gremien mit der Behindertenrechtskonvention auseinander-
setzen und die Weichen Richtung Inklusion stellen.
Die ersten Inklusionskinder werden dann demnächst in Fulda aufwach-
sen können… 

O	 V.i.S.d.P.:  Hanns-Uwe Theel, 1. Vorsitzender
	 IGbFD - Interessengemeinschaft barrierefreies Fulda e.V.
	 Buseckstraße 16, 36043 Fulda
	 Telefon: 0661 833 96 00, E-Mail: Info@IGbFD.de
	 www.IGbFD.de

§
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Kick-Off  Veranstaltung zum Thema 
„Inklusives Martinsviertel“ am 26.4.2012, ab 19.00 
Heiner-Lehr-Zentrum, Kopernikusplatz 1, 64289 Darmstadt

Ab 21.00 Uhr spielt die Band: “Schebb“
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Warum gerade das Martinsviertel?
Das Martinsviertel eignet sich deshalb gut, weil es sich dort um einen Sozial-
raum mit einer ausgewogenen Mischung verschiedener Bevölkerungsschich-
ten handelt. Außerdem findet man dort gute infrastrukturelle Voraussetzun-
gen vor. Es gibt dort alle Schulformen, die Kurt-Jahn-Anlage (Wohnheim 
für Menschen mit geistiger Behinderung), eine Werkstatt für Menschen mit  
geistiger Behinderungen, aktive Sozialverbände und Kirchengemeinden, 
ein Krankenhaus, Angebote für psychisch kranke Menschen, eine Integrati-
ve Kindertagesstätte, eine Frühförderstelle, ein lebendiges Vereinsleben, die 
Stadtverwaltung etc.

Was bedeutet Inklusion für Sie, Frau Schaab?
Inklusion lässt sich aus dem Lateinischen herleiten und bedeutet „Einschluss“. 
Bei der Inklusion geht es um die Wertschätzung der Vielfältigkeit. Während 
es bei der Integration bislang darum ging, ausgegrenzte Menschen wieder-
einzugliedern, findet der Gedanke der Inklusion früher statt. Wenn von An-
fang an niemand ausgeschlossen wird, ist später eine „Integration“ in eine 
Gruppe nicht notwendig. Integration bedeutet immer auch eine Anpassung 
der Minorität an die Majorität. Das soll bei der Inklusion vermieden werden.

Bezogen auf die Stadtteilarbeit bedeutet Inklusion, das Gemeinwesen 
so zu fassen, dass jeder Mensch darin seinen Platz hat. Das bedeutet, 

dass auch behinderte Menschen dabei berücksichtigt werden.

Frau Schaab hat damit begonnen, Kontakt mit ganz unterschied-
lichen Akteuren aufzunehmen. Sie berichtet, dass das Projekt 

über die Grenzen des Martinsviertels hinaus auf reges Interesse 
stößt. Im Sinne des Projektes ist es ein wichtiges Anliegen, dass Men-

schen mit Behinderungen selbst zu Wort kommen. Zu diesem Zweck soll 
ein „Vernetzungsgremium“ gegründet werden. Hier sind alle interessier-
ten Menschen im Stadtteil, sowie alle im Viertel ansässigen Gewerbe und 
Institutionen zur Mitwirkung und Beteiligung eingeladen.

In einem ersten Schritt erfolgen Gespräche und Interviews, um die Wün-
sche, Erwartungen und Bedürfnissevon Menschen mit Behinderungen 
aufzunehmen. Nach der qualitativen Auswertung wird in einem weite-
ren Schritt ein „Lokaler Aktionsplan inklusiver Standards in Darmstadt“ 
erarbeitet.

In einem offenen Diskurs können Probleme, die die Teilhabe im Stadtteil 
erschweren oder verhindern, benannt werden und es kann über niedrig-
schwellige Maßnahmen zur Beseitigung nachgedacht werden. 
Zur Mitwirkung eingeladen sind alle im Martinsviertel ansässigen Ge-
werbebetriebe, Kirchengemeinden, Kindertagesstätten, Schulen, Früh-
förderstellen, Kulturvereine, Gastronomie, Diakonie, Caritas, Behörden 
und natürlich auch Selbsthilfegruppen, die aus ihrer Sicht Hemmnisse 
für gelebte Inklusion benennen können.
Damit alle interessierten Bürgerinnen und Bürger Beteiligungsmöglich-
keiten haben, ihre Ideen, Wünsche und Vorstellungen mit einzubringen, 
sind sie herzlich eingeladen zur:

Inklusion – eine Bedeutung = 
vielfältige Auswirkungen  
Barbara Eyrich, Selbsthilfegruppe Lungenemphysem-COPD Rhein-Main, Langen             

 
n Als Gründerin und Gruppenleiterin der Selbsthilfegrupe Lungenemphy-
sem-COPD, Rhein-Main Langen (2005) und Darmstadt (2008) brauche ich 
nicht lange überlegen, etwas aus der Sicht unserer SHG zum Thema Inklu-
sion beizusteuern.
Von Beginn an bildete sich eine große Gruppe, die monatlichen Treffen 
werden mit 25-45 Teilnehmern immer gut besucht. Zu fast jedem Treffen 
kommen neue Betroffene und auch ihre Angehörigen dazu. Alle sind be-
geistert über die vielfältigen fachlich kompetenten Informationen durch 
Vorträge von Ärzten und Referenten aus Kliniken oder Medizintechnik, 
Physiotherapie, Sozialverbänden, Pflegestützpunkten, Krankenkassen 
und Apothekern.
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einander geht oder die Präsenz unserer Selbsthilfegruppe bei öffentlichen 
Veranstaltungen, jeder leistet seinen Beitrag nach seinen Möglichkeiten.
Durch Presseveröffentlichungen versuchen wir die SHG bekannt zu ma-
chen. Denn es sind noch viele Menschen in unserem Lande ohne PC zu-
hause und brauchen die Informationen und Unterstützung bei der Be-
wältigung von COPD und anderen Lungenerkrankungen. Vor allem die 
Langzeit-Sauerstoff-Therpaie (LOT) stellt manchen Patienten vor schier 
unlösbare Probleme. Broschüren und Flyer austeilen ist nicht immer aus-
reichend, da braucht es ebenso die Erfahrungswerte der Anderen. Und 
wo erfährt man mehr über seine Erkrankung, als in einer gut aufgestellten 
Selbsthilfegruppe.

O	 Selbsthilfegruppe Lungenemphysem-COPD Rhein-Main, Langen
	 Gruppenleitung: Barbara Eyrich, Tel. 6105/406839 
	 E-Mail: b.eyrich@lungenemphysem-copd.de
	 Gruppentreffen in Langen jeweils 3. Samstag im Monat, 
	 14.00 Uhr, FÄZ-Langen, Röntgenstr. 6-8, 63225 Langen, 
	 2. St. (Aufzug) Hörsaal, Parken: Gelände Asklepios-Klinik
	 Weitergehende Informationen: www.lungenemphysem-copd.de

„Tief im Odenwald…“ 
– Musik als Schlüssel zur Erinnerung  
Diakonisches Werk Odenwald

 
n Menschen, die an Demenz (Altersverwirrtheit) erkrankt sind, sprechen 
oftmals nur noch wenig, manchmal gar nicht mehr; sie scheinen durch 
die Krankheit, die ihnen nach und nach ihre Erinnerungen raubt, auch 
die Sprache verloren zu haben. „Singt man aber Lieder aus alten Zeiten mit 
ihnen, tun sich die Lippen auf, und viele singen begeistert mit“, erzählt Ma-
nuela Lautenschläger. Die 25-Jährige studiert Pflege und Gesundheits-
förderung an der Evangelischen Hochschule Darmstadt (EHD). 
„Wenn ich erzähle was ich studiere, dann sehe ich nicht selten Fragezeichen 
in den Gesichtern.“, gibt Manuela Lautenschläger lachend zu, „es ist eben 
einfach noch eine vergleichsweise neue Studienrichtung. Aber unsere Ge-
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Die Diagnose COPD und Lungenemphysem, Asthma, Fibrose oder ande-
re Lungenerkrankungen ist für viele Betroffene zunächst ein großer 

Schock. Denn die Krankheit ist nicht heilbar, kommt sehr schlei-
chend daher, wird manchmal gar nicht wahrgenommen und wird 
meistens zu spät diagnostiziert, wenn die Erkrankung bereits sehr 
weit fortgeschritten ist.

Der Umgang mit der Erkrankung im Alltag muss erst erlernt werden. 
Denn das Leben geht weiter, nur auf eine andere Art und Weise. 

Dabei unterstützen sich die Betroffenen gegenseitig beim Erfahrungs-
austausch in Gruppentreffen oder auch telefonisch. Gerade in diesem Be-
reich haben sich die Teilnehmer der Gruppe Langen ein gut funktionieren-
des telefonisches Netzwerk aufgebaut und manches seelische Tief konnte 
gemildert und manche dringende Frage geklärt werden.

Dazu ein persönliches Beispiel von mir selbst. Im Mai 2011 rückte ich in 
die Uniklinik Gießen ein, um auf ein passendes Spenderorgan (Lunge) zu 
warten. Mein Gesundheitszustand war bereits soweit fortgeschritten, dass 
es zu Hause nicht mehr möglich war, mich zu versorgen. Am 23. Oktober 
2011 war es dann soweit und eine Single Lung (linksseitig) wurde erfolg-
reich  transplantiert. In der ganzen Wartezeit im Krankenhaus besuchten 
mich Herbert und Ruth Esser aus Schöneck jeden Sonntag. Das war jedes 
Mal ein tolles Erlebnis für mich, es machte mir Mut und gab mir Kraft, wei-
ter zu kämpfen und nicht aufzugeben. 

Drei weitere Ansprechpartner sagten ihre Mithilfe in der Gruppenarbeit zu: 
Erika Wild, Egelsbach, Lutz Krauss, Dreieich und Doris Hergert, Bad Sooden-
Saalmünster. Dabei betonen Doris, Erika, Lutz und Herbert immer wieder: 
„Das WIR zählt bei uns. Nicht jeder für sich kann sein Törtchen backen, dann 
wird das nix. Mach dir keine Sorgen, die Teilnehmer fühlen sich sehr wohl bei 
uns. Du bist immer mit dabei, wir erzählen in der Gruppe über den Fortgang 
deiner Wartezeit auf eine Lungentransplantation im Krankenhaus und in der 
Reha. Wir freuen uns alle auf ein Wiedersehen mit dir, sogar die neuen Leute 
kennen dich. Wir sind alle froh, diese Gemeinschaft gefunden zu haben.“

Dazu meine persönliche Meinung: Ich bin sehr stolz auf diese „Truppe“, 
denn Jeder bringt seinen Einsatz so gut er kann. Keiner wird  ausgegrenzt. 
Alle sind mit einbezogen, ob es um den Erfahrungsausaustausch unter-
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die Frage, wie die Angehörigen das in ihren Betreuungsalltag integrieren 
können, um zu Hause mit Singen und Musik die altersverwirrten Men-
schen zu erreichen, ihnen eine zusätzliche Freude zu machen und somit 
nicht zuletzt auch selbst etwas Entlastung zu finden. Die Ergebnisse des 
Projektes sollen nach dessen Abschluss der Öffentlichkeit vorgestellt 
und zugänglich gemacht werden. 

Perspektivenwechsel 
„Integrativer Fotokurs“ am 10. Juli 2012   
           

n Den „anderen Blick auf die Dinge“ dokumentieren Fotos, die im Rah-
men eines integrativen Fotokurses entstehen. Unter Anleitung des Of-
fenbacher Fotografen Peter Giefer wird, in Zusammenarbeit mit der 
Volkshochschule Offenbach, am 10. Juli 2012  ein eintägiger Fotokurs für 
RollstuhlfahrerInnen stattfinden. 
Gerade weil Menschen mit Handicap das Leben aus einer anderen Pers-
pektive sehen, sollen in diesem Workshop Kameraeinstellungen, Arbei-
ten mit Blitz usw. behandelt werden. Sowohl die Inhouse-Elemente als 
auch die Touren draußen mit der Kamera sind barrierefrei und für Men-
schen im Rollstuhl geeignet. 
Selbstverständlich richtet sich der Workshop an Menschen mit und ohne 
Behinderung und ist ausserdem geeignet für TeilnehmerInnen mit und 
ohne fotografische Vorkenntnisse. Geplant ist mit interessierten Teilneh-
merInnen anlässlich des Offenbacher Selbsthilfegruppentages eine Foto-
dokumentation durchzuführen, die dann in den Räumen des PARITÄTI-
SCHEN Selbsthilfebüros Offenbach ausgestellt wird!

✎	 Informationen und Anmeldung: 
	 Volkshochschule Offenbach, Berliner Str. 66, Tel.: 069 / 8065-3141
	 Kursnr. W 6707, Termin 10.07.2012, 10.00 bis 15.00 Uhr, Kosten 34,- € 

sellschaft benötigt genau in diesem Bereich 
Fachkräfte, die sich damit auseinandersetzen, 
wie man die vorhandenen Ressourcen in der 
Versorgung von alten, kranken und hilfsbe-
dürftigen Menschen optimal einsetzen und sie 
weiter gezielt ausbauen kann.“  Vor dem Hin-
tergrund dieser thematischen Ausrichtung 
des Studienganges hat sie zusammen mit 
ihrer Mitstudentin Anna Lena Knörr im Rah-

men ihrer Bachelor-Abschlussarbeit ein Forschungsprojekt erarbeitet.
„Darin geht es um die Frage, was Musik bei Menschen mit Demenz bewirkt. 
Hierbei wollen wir unser Augenmerk vor allem darauf legen, wie das auch 
ihren Angehörigen weiterhelfen kann“, erklärt die 23 Jahre alte Anna Lena 
Knörr, die aus Lauffen am Neckar stammt.

Nachdem die Studentinnen eine Menge wissenschaftliche Fachliteratur 
durchgearbeitet und danach in der Theorie ihr eigenes Konzept entwi-
ckelt hatten, folgte nun der praktische Teil der Arbeit: Dazu waren sie 
mehrere Wochen hintereinander in der „Haltestelle“ in Höchst. So heißt 
ein wöchentliches Angebot des Diakonischen Werkes Odenwald (DWO). 
„In der Haltestelle im evangelischen Gemeindehaus werden Menschen mit 
Demenz vier Stunden lang betreut, es wird gemeinsam gegessen, gespielt, 
gelacht und geschwiegen“, erklärt Beate Braner-Möhl von der Fachstelle 
Demenz beim DWO. In dieser Zeit haben die betreuenden Angehörigen 
Hände und Kopf frei für anderes. 
Und so sangen die beiden Studentinnen im Anschluss an das Gruppen-
programm mit den derzeit sieben Gästen der Haltestelle, deren Ange-
hörigen, drei ehrenamtlichen Betreuern und Gruppenleiterin Dorothee 
Ewald und waren nicht selten überrascht: „Manche kennen große Teile der 
Liedtexte auswendig, und wer beim Sprechen manchmal gar nicht zu verste-
hen ist, singt laut und deutlich“, so Anna Lena Knörr. „Bei dem gemeinsamen 
Singen waren die Menschen im Hier und Jetzt“, ergänzt ihre Mitstudentin. 

Die Erfahrungen werden die beiden jungen Frauen nun zu Papier brin-
gen, aber ihre Arbeit geht noch weiter: „In Interviews befragen wir die An-
gehörigen, ob sie bemerken, dass das gemeinsame Singen etwas verändert 
hat“, erläutert Manuela Lautenschläger. Und natürlich geht es auch um 

89

Schunkeln, Singen, 
Miteinander: Musik 

erreicht demenz-
kranke Menschen 
auf einer anderen 

Ebene als Sprechen. 
Foto: Projektteam
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Gesellschaftliche Bedeutung von Freiwilligem Engagement und 
Selbsthilfe
Freiwilliges Engagement ist ein Gestaltungselement gesellschaftlicher 
Solidarität und partizipativer Demokratie. Es zeugt von der Bereitschaft 
der Menschen, ihr Lebensumfeld selbständig zu gestalten. Es wirkt aus-
gleichend und regulativ gegen Tendenzen zu Überregulierungen des 
Wohlfahrtsstaats. Humanitäre Haltungen und Gemeinwohlorientierung 
finden hier ihren Ausdruck. Freiwilliges Engagement  kann und soll je-
doch Erwerbsarbeit nicht ersetzen. Alle Anstrengungen zur Aufwertung 
des freiwilligen Engagements dürfen die Politik nicht von dem Bestreben 
entbinden, Arbeit, Einkommen und soziale Transferleistungen gerecht zu 
verteilen. Über den Grad der Verfügbarkeit und Zumutbarkeit ihres Enga-
gements entscheiden die Freiwilligen selbst. 

Freiwilligenengagement und Selbsthilfe im Paritätischen Wohlfahrts-
verband
Mit seinen über 250 Mitgliedsorganisationen in Darmstadt und Umge-
bung bietet der Paritätische Wohlfahrtsverband ein besonderes Netzwerk 
der Unterstützung der Selbsthilfe und des Freiwilligenengagements. Dem 
Verband gehören zahlreiche Selbsthilfegruppen im Gesundheitsbereich 
als Mitgliedsorganisationen an. Mit seinen Handlungsprinzipien Toleranz, 
Offenheit und Vielfalt kommt ihm eine besondere Verantwortung zu, 
förderliche Rahmenbedingungen für Selbsthilfe und Freiwilliges Bürger-
schaftliches Engagement zu schaffen. 

Mit seinen Expertinnen und Experten in den  Referaten „Selbsthilfe“ und 
„Freiwilligenengagement“ des Paritätischen Gesamtverbandes in Berlin 
und des Landesverband Hessen verfügt der Verband über breite Kennt-
nisse und vielfältige Erfahrungen in der Unterstützung der solidarischen 
Zivilgesellschaft. Im Rahmen des Bundesmodellprojektes „Generations-
übergreifender Freiwilligendienst“ hat der Verband die Freiwilligenarbeit 
in seinen Mitgliedsorganisationen gefördert. Dazu gehört auch sein um-
fangreiches Fortbildungsprogramm für hauptamtlich Beschäftigte und 
Freiwillige. In Zertifikatskursen werden Freiwilligenkoordinatorinnen  und 
Freiwilligenkoordinatoren ausgebildet. Studien zeigen, dass der erfolg-
reiche Einsatz von Freiwilligen in der sozialen Arbeit mit dem Einsatz pro-
fessionellen Freiwilligenmanagements steigt.

Neu! Freiwilligenzentrum Darmstadt  – 
ein besonderes Netzwerk der Unterstützung
             

 

n  In Darmstadt entsteht eine neue Einrichtung: Freiwilligenengage-
ment und Selbsthilfe - ein besonderes Netzwerk der Unterstützung
Freiwilliges Engagement ist klassisches soziales Ehrenamt aus religiö-
ser oder humanitärer Überzeugung, bürgerschaftliches Engagement in 
Initiativen und Verbänden, die Übernahme von Verantwortung bei der 
Vorstandsarbeit, die Mitarbeit in Selbsthilfegruppen und Misch- und Über-
gangsformen zwischen all diesen Tätigkeiten. 

Das Engagement kann sowohl dauerhaft als auch kurzfristig und spontan 
sein. Es kann berufsbegleitend, z.B. zwischen Ausbildungsabschnitten, 
geleistet werden, sinnvoll Zeiten der Arbeitslosigkeit überbrücken oder 
den Wiedereinstieg in das Berufsleben nach der Familienpause einleiten. 
Häufig findet es nach dem endgültigen Ausscheiden aus dem Berufsle-
ben statt. Freiwilliges soziales Engagement in all seinen Facetten und der 
Vielfalt seiner Motive in einem einzigen Begriff abzubilden, ist nicht mög-
lich. Freiwilliges soziales Engagement ist als eine Variable zu verstehen, die 
nicht zuletzt Räume für die Selbstdefinition der Engagierten offen lässt. 

Die Eröffnung des 
Freiwilligenzentrum 
Darmstadt soll im Mai 
2012 stattfinden.
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Konzeptidee: Zwei Türen unter einem Dach – 
Freiwilligenzentrum Darmstadt  
Nach dem Modell „Zwei Türen unter einem Dach“ 
entstand die Idee, Selbsthilfe und Freiwilligenma-
nagement in eine Einrichtung zusammenzufüh-
ren. Selbsthilfeunterstützung und Förderung der 
Freiwilligentätigkeit als gelebte Bürgerbeteiligung, 
sollen, als lokale Anlaufstelle zur Förderung und Un-
terstützung des bürgerschaftlichen Engagements, 
die Solidarität und den sozialen Zusammenhalt 
in der Stadt stärken. Zu den Aufgaben zählen die 
Beratung und Vermittlung von Menschen, die sich 
freiwillig ehrenamtlich engagieren möchten und 
die den Anschluss an eine Selbsthilfegruppe su-
chen. Sie unterstützen Non-Profit-Organisationen 
und andere öffentliche Gemeinwohleinrichtungen 
in allen Fragen rund um das moderne Freiwilligen-
management, durch 
•	 Beratung und Vermittlung von Menschen, die einen Selbsthilfehinter-

grund haben und sich ehrenamtlich  engagieren möchten,
•	 Unterstützung von Non- Profit- Organisationen in allen Fragen rund um 

das moderne Freiwilligenmanagement,
•	Schaffung guter Rahmenbedingungen in den Einsatzstellen für Freiwil-

lige,
•	 Förderung der Bereitschaft in der Bevölkerung zur Übernahme einer frei-

willigen Aufgabe im Sozial- und Gesundheitsbereich,
•	 Eintreten für die Verbesserung gesellschaftlicher Rahmenbedingungen 

für Selbsthilfe und Bürgerschaftliches Engagement durch Lobbyarbeit,
•	 Steigerung der Attraktivität des Ehrenamtes in seiner Bedeutung als zen-

traler Pfeiler der Arbeit freier Wohlfahrtspflege durch gezielte Öffentlich-
keitsarbeit, 

•	 Förderung der fachlichen Vernetzung und Initiierung beispielhafter Ko-
operationen mit Kirchen, Wohlfahrtsverbänden, Gewerkschaften, Bür-
gergruppen, etc.,

•	 Fort- und Weiterbildung für Selbsthilfegruppen und ehrenamtliche Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in Non- Profit – Organisationen,

•	 Vernetzungsaufgaben und Initiierung sinnvoller Allianzen.

In der Stadt Darmstadt organisiert der Verband mit seinen 74 Mitglieds-
organisationen, Diensten und Einrichtungen vor Ort einen wesentlichen 
Teil der sozialen Versorgung der Bürgerinnen und Bürger. Das Profil der 
Mitglieder reicht dabei von klassisch, traditionell bis innovativ und vor-
wärtsweisend. Ein Arbeitsschwerpunkt bildet seit rund fünfzehn Jahren 
die Förderung und Unterstützung der Selbsthilfe durch das Selbsthilfebü-
ro Darmstadt der Paritätischen Projekte gGmbH, einhundertprozentige 
Tochter- und Trägergesellschaft des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, 
Landesverband Hessen e.V.

Ziele und Aufgaben der Engagementförderung und Selbsthilfeunter-
stützung
Selbsthilfe ist die selbstorganisierte gegenseitige Hilfe für sich selbst und 
für andere bei chronischen Erkrankungen, Behinderungen oder in schwie-
rigen Lebenssituationen. Ziele der Selbsthilfe sind die gemeinsame Pro-
blembewältigung und die Verbesserung der Lebenssituation betroffener 
Menschen. Die eigenen Probleme selbst in die Hand zu nehmen und im 
Rahmen der eigenen Möglichkeiten aktiv nach Lösungen zu suchen, ist 
das Grundprinzip von Selbsthilfe. In gleicher Weise Betroffene bringen 
oft größeres Verständnis füreinander auf und können traumatische oder 
schmerzvolle Situationen besser nachempfinden als nicht betroffene Per-
sonen. Selbsthilfegruppen bieten gegenseitige Unterstützung, Hilfe, Halt 
und Orientierung und das Gefühl von Sicherheit und Geborgenheit. Es 
werden persönliche Erfahrungen miteinander geteilt und Informationen 
und Tipps ausgetauscht. 

Das Selbsthilfebüro Darmstadt ist intermediäre Instanz zwischen Selbst-
hilfegruppen, Fachdiensten des Sozial- und Gesundheitswesens und den 
rat- und hilfesuchenden Menschen in der Stadt Darmstadt. Beratung, Fort-
bildung und Unterstützung bei der Gruppengründung bilden die Schwer-
punkte der Arbeit. Menschen werden dazu befähigt, sich in Gruppen zu 
organisieren und ihre Potentiale zur Bewältigung von Krankheit und be-
sonderen Lebenslagen zu entwickeln. Selbsthilfekontaktstellen sind mit 
diesen Arbeitsformen am Aufbau und an der Entwicklung bürgerschaft-
licher bzw. zivilgesellschaftlicher Strukturen beteiligt und damit Teil der 
Gemeinwesenarbeit.

Das Modell „Zwei 
Türen unter einem 
Dach“ führt Selbst-
hilfe und Freiwilli-
genmanagement 
in einer Einrichtung 
zusammen.
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„Selbsthilfe INTERkulturell“ 
am 9.5.12 in der Yavuz Selim Moschee
Fachtagung der AOK Hessen und der PARITÄTISCHE    
Projekte gemeinnützige GmbH   
 
n Aspekte der interkulturellen Öffnung 
der Gesundheitsselbsthilfe und ihrer Unter-
stützungsstellen
Am Mittwoch, 9.5.2012 findet in der  Yavuz Selim 
Moschee in Offenbach eine Fachtagung statt, die 
sich Fragen der interkulturellen Öffnung der ge-
sundheitsbezogenen Selbsthilfe widmet. Nach 
wie vor sind Menschen mit Migrationshinter-
grund in den Gesundheitsselbsthilfegruppen un-
terrepräsentiert – die Initiierung muttersprach-
licher Selbsthilfegruppen steht erst in den Anfängen. Im Rahmen dieser 
Tagung werden Praktiker aus regionalen Selbsthilfegruppen (Diabetes, 
Darmkrebs)  zu Wort kommen und ihre Bemühungen schildern, Men-
schen mit Migrationshintergrund anzusprechen, und für ihre Gruppen 
zu gewinnen. Ebenso  berichtet eine türkische Pädagogin über ihr En-
gagement im Rahmen einer türkischsprachigen Angehörigengruppe 
behinderter Menschen.  
Sabine Kriechhammer Yagmur vom Paritätischen Bildungswerk Bundes-
verband wird im Rahmen eines Vortrages der Frage nachgehen, was In-
terkulturelle Öffnung für selbsthilfebezogene Fachdienste und die Selbst-
hilfegruppen bedeuten kann. Im Anschluss an die Tagung findet eine 
Führung durch die Moschee statt.
Die Veranstaltung richtet sich an Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeorgani-
sationen, Selbsthilfekontaktstellen und interessierte Bürgerinnen und 
Bürger mit und ohne Migrationshintergrund. Die Teilnahme ist kosten-
los. Die Tagung beginnt um 9.00 Uhr und endet um 14.15 Uhr nach dem 
gemeinsamen Mittagessen.

O	 Informationen unter: selbsthilfe.offenbach@paritaet-projekte.org 
	 oder Tel.: 069/82 41 62 (Thomas Schüler Selbsthilfebüro)
✎	 Anmeldung: AOK – Die Gesundheitskasse in Hessen, Kerstin Roth, 
	 Tel.: 06172/272 178, Fax: 06172/272 239, Kerstin.roth@he.aok.de

NEUE SELBSTHILFEGRUPPEN
in Gründung  
 

n „Nur“ erschöpft oder schon Burn-Out?!
Die eigene Messlatte zu hoch hängen, sich ständig überfordert fühlen, 
antriebslos, müde, gereizt sein und an nichts mehr Freude haben…
Höchste Zeit, für sich die Notbremse zu ziehen und etwas dagegen zu 
tun! Im Rahmen einer Selbsthilfegruppe sollen Gleichgesinnte die Mög-
lichkeit haben, sich über ihr Alltagshandeln auszutauschen und so zu 
spüren, dass man nicht alleine ist in dieser Situation. Nach Möglichkeit 
sollen auch Übungen zur Entspannung in die Gruppenarbeit integriert 
werden.
Auf Anregung einer Betroffenen soll eine Selbsthilfegruppe gegründet 
werden. 
✎	 Interessierte wenden sich bitte an das Selbsthilfebüro Offenbach; 
	 Tel.: 069/82 41 62 oder selbsthilfe.offenbach@paritaet-projekte.org

  
n Gründung einer Selbsthilfegruppe für Trauernde
Der DRK-Kreisverband erweitert sein Angebot um den Bereich der Selbst-
hilfe für Trauernde. Unter der Moderation und Begleitung einer Fachkraft 
mit eigener Betroffenheit trifft sich die Gruppe ab dem 
	 05. April 2012, donnerstags von 18.00 -19.30 Uhr.

Wir möchten hiermit ein Angebot für trauernde Personen, Familien und 
Kinder einführen, um unabhängig von Konfession und Herkunft in einem 
vertrauensvollen Umfeld den Verlust eines Partners oder Familienmitglie-
des verarbeiten zu können. 
 
✎	 Treffpunkt: Raum 410 (4. Stock / Fahrstuhl vorhanden) im DRK-Gebäude
	 des Kreisverband Offenbach e.V., Spessartring 24, 63071 Offenbach

O	 Ansprechpartnerin: Frau Hrissi Goutzikidou 
	 E-Mail: goutz@gmx.net, Tel. 0177 8396837

  

Veranstaltungsort 
der Fachtagung 
ist die Yavuz Selim 
Moschee in der 
Bleichstr. 56 in 
Offenbach
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Veranstaltungen 
 WANN	 Was		

NEU ab 19. April	 Reha Sport/Krankengymnastik Teilnahme für alle Rehapatienten möglich 	
Donnerstag	 (speziell auch für Fibromyalgie Patienten)
15.00 - 15.45 Uhr	 Andreas Fischer, Tel.: 06151/9712028
	 ORT: Darmstadt, Wohnpark Kranichstein, Borsdorffstraße 42
	 Info: Andreas Fischer, Tel.: 06151/9712028

26. April	 Kick-Off Veranstaltung zum Thema „Inklusives Martinsviertel“  	
ab 19.00 Uhr	 ab 21.00 Uhr spielt die Band „Schebb“ 
	 ORT: Heiner-Lehr-Zentrum, Kopernikusplatz 1, 64289 Darmstadt

9. Mai	 „Selbsthilfe INTERkulturell“  	
9.00 - 14.15 Uhr	 Fachtagung der AOK Hessen und der PARITÄTISCHE Projekte gemeinnützige GmbH 
	 ORT: Yavuz Selim Moschee, Geleitsstraße 56, 63065 Offenbach
	 Info: selbsthilfe.offenbach@paritaet-projekte.org o. 069/82 41 62 (Thomas Schüler)

Sa./So. 	 10. Gersfelder Gesundheitstage  	
12./13. Mai	 Veranstaltung rund um Naturheilkunde und gesunde natürliche Lebensweise
9.30 - 18.00 Uhr	 ORT: Stadthalle und Messezelt Schlosspark Gersfeld, 
	 Ausstellung & Rahmenprogramm frei, Vortragsforum: 10,- e/Tag
	 Info: TextDesign Tonya Schulz GmbH, Tel. 09777/3235, www.gersfelder-gesundheitstage.de

10. Juli	 Perspektivenwechsel „Integrativer Fotokurs“ 
10.00-15.00 Uhr	 Fotokurs für Menschen mit und ohne Behinderung, Leitung: Peter Giefer (Fotograf)
	 ORT: vhs Offenbach, Berliner Str. 66, 63065 Offenbach
	 Info: vhs, Tel.: 069/8065-3141, Kursnr. W6707, Kosten 34,- e

13.-15. Nov.	 „Einfach…gut  – Psychiatrie im Wandel“ Chancen, Alternativen und Utopien 
ab 10.00 Uhr	 Vorträge, Diskussionen und Rahmenprogramm	
	 ORT: Zum Goldenen Löwen, Frankfurter Landstr. 153, 64291 Darmstadt
	 Info: Silvia Kostera, Tel.: 06150/134440

	 Interessierte sind jederzeit willkommen. 
	 Änderungen entnehmen Sie bitte den Tageszeitungen.
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Info-Abend Haus Burgwald   
 

n Ab März 2012 wird die Rehabilitationsfachklinik 
für suchtkranke Menschen „Haus Burgwald“ einen 
regelmäßigen Info-Abend für interessierte Personen 
anbieten, die sich unverbindlich über die Behand-
lungsmöglichkeiten in der Klinik informieren möch-
ten. Der Besuch ist jeden Freitag zwischen 17.00 und 
18.00 Uhr möglich, eine Anmeldung ist hierfür nicht 
erforderlich. Bei Interesse bietet das Haus auch eine 
Führung durch die Klinik an.

O	 Infoabend jeden Freitag, 17.00 bis 18.00 Uhr
	 „Haus Burgwald“ In der Mordach 3, 64367 Mühltal 
	 Tel.: 06151/94620, info@haus-burgwald.de
	 Ein Anfahrtsplan kann auf der Homepage heruntergeladen werden: 
	 www.haus-burgwald.de



Selbsthilfebüro Darmstadt
Ansprechpartnerin: Silvia Straub 
Tel. 0 61 51/89 50 05, Fax: 0 61 51/89 50 06
Mail: selbsthilfe.darmstadt@paritaet-projekte.org
Sprechzeiten: Mo. und Mi. 9.30 - 12.00 Uhr, Do. 15.00 - 18.00 Uhr

Selbsthilfebüro Odenwald
Ansprechpartnerin: Katarzyna Bock 
Mail: selbsthilfe.odenwald@paritaet-projekte.org
Sprechzeiten:
Dienstags telefonisch 0163/975 30 04, 9.00 - 12.00 Uhr
Im Landratsamt: Freitags Tel. 0 60 62/7 03 38, 9.00 - 12.00 Uhr

Selbsthilfebüro Offenbach
Ansprechpartner: Thomas Schüler
Tel. 0 69/82 41 62, Fax: 0 69/82 36 94 79
Mail: paritaet.offenbach@paritaet-hessen.de
Sprechzeiten: Mo. bis Fr. 9.00 - 12.00 Uhr und nach Vereinbarung

Selbsthilfebüro Osthessen
Ansprechpartnerin: Christine Kircher
Tel. 0 661/901 98 46, Fax: 0 661/901 98 45
Mail: selbsthilfe.osthessen@paritaet-projekte.org
Sprechzeiten: Mo. und Di. 14.00 - 17.00 Uhr, Do. 9.00 - 12.00 Uhr
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